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Editorial
Editorial
Das Telekommunikation-Telemedien-Datenschutzgesetz – kurz: TTDSG – ist die Regelung der electronic Privacy (ePrivacy) in Deutschland! Das TTDSG regelt als Spezialgesetz den Datenschutz für Online-Themen. Das TTDSG vereint damit unter einer Überschrift die Datenschutzgesetze für zwei Bereiche: die Telekommunikation und die Telemedien. Obgleich beide Themen unter einer Überschrift vereint sind, so sind sie gleichwohl unterschiedlich inhaltlich geregelt und ihr Verhältnis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ist unterschiedlich.
Die Telekommunikation umfasst die klassische Telekommunikation, aber auch die Kommunikation mittels Internetprotokollen. Die Telekommunikation ist damit als Basistechnologie auch Voraussetzung für jede Online-Verbindung. Für die hierauf aufbauenden Telemedien enthält neben dem Telemediengesetz (TMG) das TTDSG die Datenschutzbestimmungen. Auch wenn im Wesentlichen die Datenschutzbestimmungen der DSGVO ebenfalls zur Anwendung kommen, enthält das TTDSG grundlegende Weichenstellungen des Datenschutzes für die Telekommunikation und die Telemedien. 
Die Erläuterung der Regelungen des TTDSG berücksichtigt auch die Orientierungshilfe Telemedien der deutschen Datenschutzaufsichtsbehörden sowie Positionierungen des Europäischen Datenschutzausschusses.
Die Bewertung einer jeden Präsenz im Internet und in Online Social Media beginnt damit mit den Datenschutzbestimmungen des TTDSG. Diese werden in diesem Werk dargestellt.
Dr. Jens Eckhardt
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Das TTDSG gilt seit dem 01.12.2021 ohne Übergangsfrist. Es dient der Umsetzung der Vorgaben der Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation“ 2002/58/EG (auch bezeichnet als „ePrivacy-Richtlinie“). Wenngleich es inhaltlich nicht den größten Teil ausmacht, so ist es durch die sog. Cookie-Regelung die am meisten diskutierte Thematik. Die deutschen Datenschutzaufsichtsbehörden befassen sich mit dieser auch umfassend in ihrer Orientierungshilfe Telemedien (Kapitel 3.3.2).
Dementsprechend wird in diesem Buch auch zunächst der Datenschutz bei Telemedien und der Schutz der Endeinrichtung (Teil 3 des TTDSG) behandelt (Kapitel 3), bevor der Datenschutz in der Telekommunikation (Teil 2 des TTDSG) dargestellt wird (Kapitel 4).
Der Datenschutz für elektronische Kommunikation – also für den Onlinebereich und die Telekommunikation – wird seit dem Entwurf einer ePrivacy-Verordnung der EU-Kommission im Januar 2017 unter dem Stichwort „ePrivacy“ geführt. 
Allerdings ist diese ePrivacy-Verordnung noch nicht verabschiedet. Es gilt für diesen Bereich daher weiterhin die „Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation“ 2002/58/EG. Für diese wird zwischenzeitlich auch der Begriff „ePrivacy-Richtlinie“ verwendet, da sie durch die ePrivacy-Verordnung abgelöst werden soll.
Sowohl die noch nicht beschlossene ePrivacy-Verordnung als auch die aktuell geltende ePrivacy-Richtlinie gelten für den Onlinebereich und den gesamten Telekommunikationsbereich. Der Datenschutz für den Telekommunikationsbereich ist auch – inhaltlich und dem Umfang nach – der Schwerpunkt der ePrivacy-Richtlinie. Denn diese Richtlinie war 2002 Bestandteil eines Richtlinienpakets zur Gestaltung des Telekommunikationsrechts. 
Aus der Sicht des EU-Rechts gibt es datenschutzrechtlich – vereinfacht gesagt – nur eine Zweiteilung: die allgemein geltende Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und die spezielle Regelung für elektronische Kommunikation. Im EU-Recht gibt es also die in Deutschland bereits 1995 eingeführte Kategorie Datenschutz für Telemedien nicht. Dementsprechend unterscheidet das EU-Recht auch nicht zwischen Datenschutz für Telemedien und Telekommunikation.
Mit dem Telekommunikation-Telemedien-Datenschutzgesetz (TTDSG) sind zum 01.12.2021 die Datenschutzbestimmungen für Telemedien und Telekommunikation an die DSGVO angepasst worden. Maßgabe für die inhaltliche Ausgestaltung des TTDSG war dabei die Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation 2002/58/EG (Stichwort: ePrivacy-Richtlinie). Denn die Nachfolgeregelung in Gestalt der ePrivacy-Verordnung ist eben noch nicht verabschiedet.
Dafür, dass der deutsche Gesetzgeber das TTDSG geschaffen hat, obwohl es keine aktuelle Änderung der EU-Vorgaben gibt, hat seinen Grund darin, dass zum 01.12.2021 ein neues, modernisiertes Telekommunikationsgesetz (TKG) in Kraft getreten ist. Darüber hinaus entstand Handlungsbedarf aufgrund der Entscheidung „Cookie Einwilligung II“ des BGH, mit welcher moniert wurde, dass der deutsche Gesetzgeber seit 2009 die Umsetzung der Cookie-Regelung entsprechend der Änderung „Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation“ 2002/58/EG im Jahr 2009 versäumt hatte.
1.1 Ziel des TTDSG und Anlass für die Schaffung des TTDSG
Die Datenschutzregelungen des TTDSG sind nicht alle vollkommen neu. Vielmehr wurden die Vorgängerregelungen aus dem TKG-alt und dem TMG-alt im TTDSG zusammengeführt. Die Entwurfsbegründung zum TTDSG erklärt den Hintergrund wie folgt, was auch für das Verständnis der Regelungen des TTDSG relevant ist (z. B. beim Vorrang der DSGVO und der Auslegung des § 25 TTDSG (Stichwort: Cookie-Regelung):
„Ziel des Gesetzentwurfs ist vor allem die erforderliche Anpassung der Datenschutzbestimmungen des Telekommunikationsgesetzes (TKG) und des Telemediengesetzes (TMG) an die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO) und die rechtssichere Umsetzung der Regelung zum Schutz der Privatsphäre in Endeinrichtungen in der Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation in der durch die Richtlinie 2009/136/EG geänderten Fassung (ePrivacy-Richtlinie) in nationales Recht. Die DSGVO gilt seit dem 25. Mai 2018. Die Datenschutzbestimmungen des Telemediengesetzes (TMG, §§ 11 bis 15a) werden durch die Bestimmungen der DSGVO verdrängt, soweit nicht Öffnungsklauseln der DSGVO den Mitgliedstaaten die Möglichkeit geben, eigene Regelungen zu treffen. Das gilt auch für die Datenschutzbestimmungen des Telekommunikationsgesetzes (TKG), soweit diese nicht die Bestimmungen der ePrivacy-Richtlinie in deutsches Recht umsetzen. Denn die ePrivacy-Richtlinie gilt weiterhin und geht in ihrem Anwendungsbereich der DSGVO vor, sodass auch die Bestimmungen des TKG, die diese umsetzen, weiterhin gelten. Auch die Vorgaben der ePrivacy-Richtlinie knüpfen an die Bestimmungen der DSGVO an, insbesondere die Anforderungen der DSGVO an die Einwilligung in die Datenverarbeitung, was bei den nationalen Regelungen, die die ePrivacy-Richtlinie umsetzen, zu berücksichtigen ist. 
[…] Im Hinblick auf den Schutz der Privatsphäre beim Speichern und Auslesen von Informationen auf Endeinrichtungen, insbesondere Cookies, sowie die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes dazu erfolgt die Aufnahme einer Regelung zum Einwilligungserfordernis, die eng am Wortlaut der Vorgaben der ePrivacy-Richtlinie orientiert ist. Die Aufsicht über die Datenschutzbestimmungen des TKG bei der geschäftsmäßigen Erbringung von Telekommunikationsdiensten soll zukünftig umfassend, d. h. auch im Hinblick auf die Verhängung von Bußgeldern, durch den Bundesbeauftragten oder die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) als unabhängige Datenschutzaufsichtsbehörde erfolgen.“
(BT-Drs. 19/27441, Seite 1/2; Hervorhebung nur hier, aber nicht im Original)
1.2 TTDSG zwischen ePrivacy-Richtlinie und ePrivacy-Verordnung
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Die DSGVO ist das allgemeine Datenschutzrecht, das aufgrund der Verabschiedung als Verordnung in allen EU-Mitgliedstaaten direkt und unmittelbar anzuwenden ist. Unter dem Schlagwort ePrivacy-Verordnung ist auf EU-Ebene ein weiteres Datenschutzgesetz in der Entstehung. 
Die ePrivacy-Verordnung soll zukünftig die aktuell noch geltende Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation 2002/58/EG ablösen. Damit würde das Datenschutzrecht sowohl auf EU-Ebene als auch in den EU-Mitgliedstaaten durch zwei EU-Verordnungen geregelt. Den Entwurf der ePrivacy-Verordnung vom 10.01.2021 finden Sie hier: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/ DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017PC0010&from=DE (Link mit Stand: 05.02.2023).
Aktuell gilt jedoch noch die Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation 2002/58/EG. Anders als eine EU-Verordnung (z. B. DSGVO) gilt eine EU-Richtlinie grundsätzlich nicht direkt und unmittelbar in jedem EU-Mitgliedstaat. Eine Richtlinie muss vielmehr durch ein nationales Gesetz umgesetzt und damit die Regelung inhaltlich in Kraft gesetzt werden. 
Damit erklärt sich, warum es das TTDSG braucht. Es dient der Umsetzung der Vorgaben der Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation 2002/58/EG in der Fassung der „Änderungs-Richtlinie“ 2209/136/EG. Aufgrund der Modernisierung des TKG, der fehlenden Umsetzung der Cookie-Regelung sowie erforderlichen Anpassungen an die DSGVO musste die bisher im TKG und im Telemediengesetz (TMG) enthaltene Regelung zum Datenschutz überarbeitet werden.





1.3 TTDSG und DSGVO: Was hat Vorrang? Wo ist das wie geregelt?
Die DSGVO gilt nach ihrem Erwägungsgrund 15 technologieneutral. Dort heißt es in Satz 1: „Um ein ernsthaftes Risiko einer Umgehung der Vorschriften zu vermeiden, sollte der Schutz natürlicher Personen technologieneutral sein und nicht von den verwendeten Techniken abhängen. …“. Das TTDSG regelt den Datenschutz im Bereich elektronischer Kommunikation. Damit überschneiden sich die Anwendungsbereiche der DSGVO und des TTDSG. Es muss daher bestimmt werden, welche Regelung Vorrang hat.
Das speziellere Gesetz geht dem allgemeineren vor. Grundsätzlich gilt dieser Grundsatz, wenn zwei gesetzliche Regelungen miteinander kollidieren. Für das TTDSG ist das im Verhältnis zur DSGVO leider doch nicht so einfach. Denn: Das deutsche TTDSG ist zwar inhaltlich spezieller als die EU-DSGVO. Aber die DSGVO hat als EU-Verordnung Vorrang vor kollidierenden nationalen Gesetzen.
Entstanden ist dieses Spannungsverhältnis dadurch, dass zwar das allgemeine Datenschutzrecht mit der DSGVO als EU-Verordnung geregelt wurde, der EU-Gesetzgeber aber nicht schnell genug die ePrivacy-Richtlinie durch eine ePrivacy-Verordnung abgelöst hat. Das Spannungsverhältnis lässt sich in zwei Schritten auflösen.
Schritt 1: Vorrang der DSGVO
Die DSGVO ist eine EU-Verordnung. Eine EU-Verordnung gilt – anders als eine EU-Richtlinie – für Unternehmen, privatrechtliche Einrichtungen und Behörden unmittelbar.  In der Hierarchie der Normen steht eine EU-Verordnung über dem nationalen Recht. 
Die praktische Konsequenz: Die Regelung der EU-Verordnung – also auch der DSGVO – ist anzuwenden, auch wenn eine nationale Regelung eine (andere) Regelung enthält (Stichwort: Vorrang der DSGVO).
Dass das TTDSG die spezielleren Regelungen enthält, ändert nichts daran, dass sich eine in der Normhierarchie höhere Regelung durchsetzt. 
Schritt 2: Öffnungsklausel der DSGVO in Art. 95 DSGVO
Die DSGVO eröffnet durch Art. 95 DSGVO den erforderlichen Spielraum für die nationalen Regelungen, die zur Umsetzung der Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation (Richtlinie 2002/58/EG – auch bezeichnet als ePrivacy-Richtlinie) erforderlich sind.
Achtung! 
Dieser Spielraum durch die DSGVO in Art. 95 DSGVO bedeutet nicht automatisch, dass alle Regelungen im TTDSG gelten. Denn nicht der deutsche Gesetzgeber legt mit dem TTDSG fest, was durch Art. 95 DSGVO vom Vorrang der DSGVO ausgenommen ist, sondern der EU-Gesetzgeber steckt mit Art. 95 DSGVO den rechtlichen Rahmen dafür ab, was im TTDSG geregelt werden kann.

 
Zusammengefasst
Jede Regelung des TTDSG ist daran zu messen, ob sie sich im Rahmen des Art. 95 DSGVO hält. Art. 95 DSGVO regelt diesen Rahmen wie folgt:
„Diese Verordnung erlegt natürlichen oder juristischen Personen in Bezug auf die Verarbeitung in Verbindung mit der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste in öffentlichen Kommunikationsnetzen in der Union keine zusätzlichen Pflichten auf, soweit sie besonderen in der Richtlinie 2002/58/EG festgelegten Pflichten unterliegen, die dasselbe Ziel verfolgen.“

 
Für die Praxis der Rechtsanwendung bedeutet das, dass eine Regelung im TTDSG nur dann anwendbar ist, wenn sie zwei Bedingungen erfüllt:
Bedingung 1: Die „Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste in öffentlichen Kommunikationsnetzen“ muss die Regelung des TTDSG betreffen.
Bedingung 2: Die Regelung im TTDSG muss sich direkt aus einer Vorgabe der Richtlinie 2002/58/EG ergeben („besonderen in der Richtlinie 2002/58/EG festgelegten Pflichten“). Zusammengefasst: Wenn es für eine Regelung im TTDSG keine entsprechende Vorgabe in der Richtlinie 2002/58/EG gibt, dann wird diese Regelung des TTDSG durch die DSGVO verdrängt und kann nicht angewendet werden.
Beide Bedingungen haben leider auch praktische Bedeutung. Denn das TTDSG enthält – wie in diesem Buch dargestellt wird – Regelungen, welche die 1. Bedingung nicht erfüllen und solche, welche die 2. Bedingung nicht erfüllen. Das hätte dadurch vermieden werden können, dass entweder der EU-Gesetzgeber schnell genug die ePrivacy-Verordnung verabschiedet hätte oder der deutsche Gesetzgeber das TTDSG strikter an Art. 95 DSGVO ausgerichtet hätte.
So prüfen Sie den Anwendungsvorrang der DSGVO:
[image: Image]
Wie geht man in der Praxis damit um, wenn die Prüfung ergibt, dass eine Regelung des TTDSG nicht durch Art. 95 gedeckt ist? 
Zunächst wird das gar nicht so offensichtlich sein, dass der gesteckte Rahmen nicht eingehalten ist. Entscheiden müssen das dann die Gerichte. Als Faustformel für die Praxis wird daher bis zur Entscheidung der Gerichte die Regelung des TTDSG entsprechend ihrem Wortlaut angewendet werden. In der Praxis der Beratung zum TTDSG sollte allerdings darauf hingewiesen werden, wenn erkennbar ist, dass eine Regelung des TTDSG im Konflikt zur DSGVO steht.
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Das TTDSG ist in 4 Teile aufgeteilt: Der Teil 1 enthält allgemeine Regelungen wie den Anwendungsbereich und die Begriffsbestimmungen (Kapitel 2). Daran schließt sich in Teil 2 der Datenschutz in der Telekommunikation an (Kapitel 4), der in diesem Buch jedoch erst nach dem Teil 3 des TTDSG dargestellt wird. Der Teil 3 des TTDSG regelt den Datenschutz bei Telemedien und den Schutz von Endeinrichtungen (Kapitel 3). Der Datenschutz bei Telemedien betrifft den Onlinebereich und damit praktisch alle Unternehmen. Im 4. Teil des TTDSG sind die Regelung zur Aufsicht sowie Straf- und Bußgeldbestimmungen enthalten (Kapitel 3).
2.1 Ein Gesetz – Zwei Regelungsmaterien
Im TTDSG sind der Datenschutz in der Telekommunikation und der Datenschutz bei Telemedien geregelt. Entgegen dem dadurch entstehenden Eindruck sind diese aber nicht einheitlich geregelt, sondern das TTDSG enthält 
	einerseits Regelungen zum Datenschutz in der Telekommunikation (Teil 2 des TTDSG) und 
	anderseits Regelungen zum Datenschutz bei Telemedien sowie zum Schutz von Endeinrichtungen (Teil 3 des TTDSG).

Der Unterschied ist nicht nur formaler Art, sondern hat auch ganz praktische Relevanz. Denn die Regelungen für beide Bereiche sind auch inhaltlich unterschiedlich. 
Für die Praxis bedeutet das: Beide Regelungsbereiche müssen voneinander abgegrenzt werden, damit die richtige Regelung herangezogen wird (Kapitel 2.4).
Zusammengefasst
Es handelt sich um zwei verschiedene und eigenständige Datenschutzgesetze mit einer gemeinsamen Bezeichnung. Die Bezeichnung Telekommunikation-Telemedien-Datenschutzgesetz bringt das auch schon zum Ausdruck.

 
Formal gemeinsam für die Teile 2 und 3 des TTDSG gelten die Regelungen über den Anwendungsbereich in Teil 1 und die Regelungen über Straf- und Bußgeldvorschriften und Aufsicht in Teil 4. Inhaltlich zeigt sich aber auch in diesen Teilen, dass sie zwischen den Regelungsbereichen Telekommunikation und Telemedien unterscheiden müssen.
Die Tabelle vermittelt Ihnen einen Überblick über die Regelungen und ihre Zuordnung:
	Teil 1 Allgemeine  Vorschriften
	Telekommunikation (Teil 2)
	Tele­medien (Teil 3)
	Straf- und Bußgeldvorschriften und Aufsicht (Teil 4)

	§§ 1 bis 2 TTDSG
	§§ 3 bis 18
TTDSG
	§§ 19 bis
26 TTDSG
	§§ 27 bis 30 TTDSG

	Telekommunikation
	Tele­medien
			Telekommunikation
	Telemedien

	§ 1 TTDSG
				
	Abs. 1: „Dieses Gesetz regelt …“	
			§ 27 TTDSG: Strafvorschriften
	
	Abs. 2 (Schutz juristischer Personen)
				§ 28 TTDSG: Bußgeldvorschriften

	Teil 1 Allgemeine  Vorschriften
	Telekommunikation (Teil 2)
	Tele­medien (Teil 3)
	Straf- und Bußgeldvorschriften und Aufsicht (Teil 4)

	Telekommunikation
	Tele­medien
			Telekommunikation
	Telemedien

	Abs. 3 (Räumlicher Anwendungsbereich des TTDSG)
	Abs. 3 (Räumlicher Anwendungsbereich des TTDSG)
			§ 29 TTDSG: Zuständigkeit, Aufgaben und Befugnisse der oder des Bundesbeauftragten für Datenschutz und die Informationsfreiheit

	§ 2 TTDSG
			§ 30 TTDSG: Zuständigkeit, Aufgaben und Befugnisse der Bundesnetzagentur
	
	Abs. 1: Geltung der Begriffsbestimmungen des TKG, des TMG und der DSGVO für das TTDSG
				
		Abs. 2 Nr. 1:  Anbieter von Telemedien 
				
		Abs. 2 Nr. 2:
Bestandsdaten
				
	Teil 1 Allgemeine  Vorschriften
	Telekommunikation (Teil 2)
	Tele­medien (Teil 3)
	Straf- und Bußgeldvorschriften und Aufsicht (Teil 4)

	Telekommunikation
	Tele­medien
			Telekommunikation
	Telemedien

		Abs. 2 Nr. 2:
Nutzungs­daten
				
	Abs. 2 Nr. 4:
Nachricht
					
	Abs. 2 Nr. 5:
Dienst mit Zusatz­nutzen
					
	Besonderheiten

					§ 1 Abs. 1 Nr. 8 Hs. 2 TTDSG: Zuständigkeit der Datenschutzaufsichtsbehörden der Länder

	Teil 1 Allgemeine  Vorschriften
	Telekommunikation (Teil 2)
	Tele­medien (Teil 3)
	Straf- und Bußgeldvorschriften und Aufsicht (Teil 4)

	Telekommunikation
	Tele­medien
			Telekommunikation
	Telemedien

			§ 1 Abs. 3 TTDSG: Erweiterung des Schutzes auf juristische Personen und Personengesellschaften, die mit der Fähigkeit ausgestattet sind, Rechte zu erwerben oder Verbindlichkeiten einzugehen, soweit dem „Fernmeldegeheimnis unterliegende Einzel­angaben“ betroffen sind.
		
	Definition des Verpflichteten:

	Teil 1 Allgemeine  Vorschriften
	Telekommunikation (Teil 2)
	Tele­medien (Teil 3)
	Straf- und Bußgeldvorschriften und Aufsicht (Teil 4)

			Festlegung in  § 3 Abs. 2 TTDSG mit Definitionen in § 3 TKG
		
				Festlegung durch Definition in § 2 Abs. 2 Nr. 1 TTDSG i. V. m. § 1 Abs. 1 TMG
	



 
2.2 TTDSG – Dann ist es anzuwenden!
Jedes Gesetz hat einen Anwendungsbereich – auch wenn nicht alle Gesetze diesen explizit beschreiben. Im Fall des TTDSG erfolgt explizit eine solche Festlegung. Das ist auch der Überschneidung zum Anwendungsbereich der DSGVO geschuldet sowie dem Umstand, dass das TTDSG anders als die DSGVO natürlich nicht EU-weit gelten kann. Die Regelung zum Anwendungsbereich ist auf das TTDSG so verteilt:
	Den sachlichen Anwendungsbereich regelt § 1 Abs. 1 TTDSG (Kapitel 2.2.1).
	Der räumliche Anwendungsbereich wird in § 1 Abs. 3 TTDSG festgelegt (Kapitel 2.2.2).
	Den persönlichen Anwendungsbereich – also für wen das TTDSG gilt – wird für die Telekommunikation und die Telemedien jeweils eigenständig im jeweiligen Teil des TTDSG geregelt (Kapitel 2.4)

2.2.1 Sachlicher Anwendungsbereich
Der sachliche Anwendungsbereich wird in § 1 Abs. 1 TTDSG wie folgt festgelegt:
„Dieses Gesetzt regelt 
Nr. 1. das Fernmeldegeheimnis, einschließlich des Abhörverbotes und der Geheimhaltungspflicht der Betreiber von Funkanlagen,
Nr. 2. besondere Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bei der Nutzung von Telekommunikationsdiensten und Telemedien,
Nr. 3. die Anforderungen an den Schutz der Privatsphäre im Hinblick auf die Mitteilung ankommender Verbindungen, die Rufnummernunterdrückung und -anzeige und die automatische Anrufweiterschaltung,
Nr. 4. die Anforderungen an die Aufnahme in Endnutzerverzeichnisse und die Bereitstellung von Endnutzerdaten an Auskunftsdienste, Dienste zur Unterrichtung über einen individuellen Gesprächswunsch eines anderen Nutzers und Anbieter von Endnutzerverzeichnissen,
Nr. 5. die von Anbietern von Telemedien zu beachtenden technischen und organisatorischen Vorkehrungen,
Nr. 6. die Anforderungen an die Erteilung von Auskünften über Bestands- und Nutzungsdaten durch Anbieter von Telemedien,
Nr. 7. den Schutz der Privatsphäre bei Endeinrichtungen hinsichtlich der Anforderungen an die Speicherung von Informationen in Endeinrichtungen der Endnutzer und den Zugriff auf Informationen, die bereits in Endeinrichtungen der Endnutzer gespeichert sind, und
Nr. 8. die Aufsichtsbehörden und die Aufsicht im Hinblick auf den Datenschutz und den Schutz der Privatsphäre in der Telekommunikation; bei Telemedien bleiben die Aufsicht durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden und § 40 Bundesdatenschutzgesetz unberührt.“
Daraus ergibt sich Folgendes:
	Das TTDSG regelt nicht nur den Schutz personenbezogener Daten. Es enthält auch Pflichten zum Schutz der Privatsphäre, unabhängig von der Verarbeitung personenbezogener Daten. Im Telekommunikationsbereich ist der Schutz gegen belästigende Anrufe und im Telemedienbereich der Schutz der Endeinrichtung (also insbesondere die „Cookie-Regelung“ in § 25 TTDSG) vorgesehen.
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